
Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant, 
  

 

 

nachstehend erhalten Sie unsere Mandanteninformationen für das 
I. Quartal 2022: 

Aktienzuteilung durch ausländischen "Spin-Off" 

Ein Steuerpflichtiger hielt Aktien der Hewlett-Packard Company (HPC), 
einer Kapitalgesellschaft nach dem Recht des US-Bundesstaats Dela-
ware. Nachdem die HPC in Hewlett-Packard Inc. (HPI) umbenannt und 
das Unternehmenskundengeschäft der HPI auf ihre Tochtergesellschaft 
Hewlett-Packard Enterprise Company (HPE) übertragen worden war, 
erhielten die Aktionäre im Rahmen eines „Spin-Off“ Aktien der HPE. 
Diese buchte die Bank des Steuerpflichtigen in dessen Depot ein. Nun-
mehr war der Steuerpflichtige im selben Verhältnis an beiden 
Gesellschaften beteiligt. Das beklagte Finanzamt behandelte die Aktien-
zuteilung als steuerpflichtigen Kapitalertrag. Das Finanzgericht 
Düsseldorf gab der hiergegen gerichteten Klage statt. 

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Entscheidung des Finanzgerichts 
und wies die Revision des Finanzamts als unbegründet zurück. Er ord-
nete die Zuteilung der HPE-Aktien nicht als steuerpflichtige 
Sachausschüttung, sondern als steuerneutralen Kapitalertrag ein. Eine 
steuerneutrale Zuteilung von Aktien sei auch bei einem US-amerikani-
schen „Spin-Off“ möglich. Voraussetzung sei nach Auffassung der 
Richter, dass die „wesentlichen Strukturmerkmale“ einer Abspaltung i. 
S. des Umwandlungsgesetzes erfüllt seien. Die Kapitalverkehrsfreiheit 
gebiete eine Erstreckung von steuerneutralen Kapitalerträgen auf aus-
ländische Vorgänge. Rechtsfolge dieser Anwendung sei, dass die 
Einbuchung der aufgrund des „Spin-Off“ erhaltenen Aktien im Depot des 
Steuerpflichtigen nicht zu einem steuerpflichtigen Kapitalertrag führe. 
Erst im Zeitpunkt einer späteren Veräußerung der Aktien der HPE bzw. 
HPI seien etwaige Veräußerungsgewinne zu versteuern. 

 

Private Veräußerungen von Wirtschaftsgütern über Internetplatt-
formen 

Seit dem Bestehen von Internetplattformen für jedermann zur Veräuße-
rung von Wirtschaftsgütern aller Art, die bekannteste ist wohl weiterhin 
„eBay“, werden über diese Plattformen von Privatleuten Gegenstände 
veräußert. Diese Plattformen haben in weiten Teilen den früher üblichen 
„Garagen“-Flohmarkt ersetzt. Der zahlenmäßige Umfang von Veräuße-
rungen durch einzelne Personen und der dafür aufgewandte 
Zeitaufwand können aber durchaus dazu führen, dass die Finanzverwal-
tung Überlegungen und Nachforschungen anstellt, ob diese Tätigkeit 
wirklich nur eine Privatsache ist oder ob nicht die Grenze zum steuer-
pflichtigen Gewerbebetrieb überschritten wird. In diesem 
Zusammenhang entsteht dann die Frage, welche Steuerarten hiervon 

betroffen sein können. Das wäre neben der Gewerbesteuer und Ein-
kommensteuer auch noch die Umsatzsteuer, die aber hier nicht 
behandelt werden soll. 

Nach der für gewerbliche Einkünfte geltenden grundsätzlichen Vorschrift 
in § 15 Abs. 2 EStG setzt die Anwendung dieser Vorschrift voraus, dass 
eine selbstständige, nachhaltige Tätigkeit mit der Beteiligung am allge-
meinen Wirtschaftsverkehr unternommen wird, bei der die Absicht 
besteht, daraus Gewinne zu erzielen. Bei der Beurteilung, wann diese 
Voraussetzungen erfüllt sind, muss nach der steuerlichen Rechtspre-
chung auf das Gesamtbild der Verhältnisse abgestellt werden. Wann 
dieses Gesamtbild auf eine gewerbliche Tätigkeit schließen lässt, ist für 
die Abgrenzung zwischen einem privaten Grundstücksverkauf und 
einem gewerblichen Grundstückshandel von der steuerlichen Recht-
sprechung in zahlreichen Urteilen bereits besprochen worden. Diese 
Urteile befassen sich wegen der erheblichen Bedeutung im Einzelfall i. 
d. R. mit der Anzahl der Grundstücksgeschäfte. Diese Anzahl ist aber 
für die Veräußerungen von beweglichen Wirtschaftsgütern nicht ent-
scheidend. 
Zum Handel mit beweglichen Wirtschaftsgütern hat sich das oberste 
Steuergericht (Bundesfinanzhof) nur in sehr wenigen Einzelfällen geäu-
ßert. Dabei hat das Gericht aber einige Grundsätze aufgestellt, die für 
die Abgrenzung hilfreich sind. 

 Erfolgt die Anschaffung der Wirtschaftsgüter zum privaten 
Gebrauch und ohne Veräußerungsabsicht, spricht dies gegen 
einen Gewerbebetrieb. 

 Werden allerdings wiederholt Gegenstände angeschafft, die nicht 
privat genutzt werden, sondern bei denen die Absicht besteht, sie 
wieder zu verkaufen, liegt ein Gewerbebetrieb vor. Der gewerbli-
che Handel wird gekennzeichnet vom Erwerb und der 
Weiterveräußerung. 

 Die Anzahl und der Zeitraum der Veräußerungen ist dann nicht 
maßgebend für die Einordnung, wenn die ohne Veräußerungsab-
sicht erworbenen Wirtschaftsgüter, z. B. für eine private 
Briefmarken- oder Eisenbahnsammlung, später doch veräußert 
werden. Dies sieht der BFH als Umschichtung von Vermögen 
innerhalb der privaten Vermögensanlage. 

Anhand der vom Steuerpflichtigen vorgelegten Unterlagen und der 
geführten Aufzeichnungen muss unter Anwendung der vorstehenden 
Abgrenzungsmerkmale entschieden werden, ob die Wirtschaftsgüter mit 
Weiterveräußerungsabsicht erworben wurden oder ob der Fokus auf 
dem Aufbau einer privaten Sammlung lag. Die Abgrenzung ist natürlich 
besonders schwierig, wenn der Steuerpflichtige einen Gewerbebetrieb 
unterhält und auf dem gleichen Gebiet noch eine Sammlung im Privat-
vermögen aufbaut und unterhält. Für diesen Fall kommt dem Nachweis 
der Zugehörigkeit zur jeweiligen Vermögensart durch den Steuerpflich-
tigen besondere Bedeutung zu und bei fehlender Abgrenzungs-
möglichkeit kann die Zuordnung durch das Finanzamt nur schwer 
widerlegt werden. 
Aber auch bei der Einordnung der Käufe/Verkäufe in den privaten 
Bereich kann eine Einkommensteuerpflicht gewisser privater Verkäufe 
eintreten. 
Wenn Gegenstände des Privatvermögens innerhalb eines Jahres an- 
und verkauft werden, ist ein daraus erzielter Gewinn gem. § 23 Abs. 1 
Nr. 2 EStG steuerpflichtig, es sei denn, es handelt sich um Gegenstände 
des täglichen Gebrauchs. Zu diesen steuerpflichtigen Gegenständen 
zählen z. B. Edelmetalle, Schmuck, Gemälde und auch Münzen. Aber 

auch Fremdwährungen und Kryptowährungen fallen unter diese Rege-
lung. Zu den Wirtschaftsgütern des täglichen Gebrauchs rechnen u. a. 
Möbel, sonstiger Hausrat, Fahrräder und auch Pkw (allerdings letztere 
nicht, wenn es sich um Oldtimer handelt, die nicht mehr genutzt werden). 

Keine Lohnfortzahlung im Lockdown 

Muss der Arbeitgeber seinen Betrieb aufgrund eines staatlich verfügten 
allgemeinen „Lockdowns“ zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 
vorübergehend schließen, trägt er nach einem Urteil des Bundes-
arbeitsgerichts nicht das Risiko des Arbeitsausfalls und ist nicht ver-
pflichtet, den Beschäftigten Vergütung unter dem Gesichtspunkt des 
Annahmeverzugs zu zahlen. Der Arbeitgeber trage nicht das Risiko des 
Arbeitsausfalls, wenn zum Schutz der Bevölkerung vor schweren und 
tödlichen Krankheitsverläufen infolge von SARS-CoV-2-Infektionen 
durch behördliche Anordnung in einem Bundesland die sozialen Kon-
takte auf ein Minimum reduziert und nahezu flächendeckend alle nicht 
für die Versorgung der Bevölkerung notwendigen Einrichtungen 
geschlossen werden. In so einem Fall realisiere sich nicht ein in einem 
bestimmten Betrieb angelegtes Betriebsrisiko.  

Das Transparenzregister - Ab sofort ein Vollregister 

Zum 1. August 2021 ist das Transparenzregister- und Finanzinformati-
onsgesetz (TraFinG) in Kraft getreten, welches das Geldwäschegesetz 
(GWG) in Teilen neu gestaltet hat. Der Kreis der Betroffenen, die in das 
Register einzutragen sind, sowie der inhaltliche Umfang der Meldepflicht 
sind erweitert worden. Die wesentliche Änderung besteht aber darin, 
dass das Register mit dem Wegfall der bisher geltenden Mitteilungsfik-
tion die Gestalt eines Vollregisters annimmt. Der Meldepflicht wird nicht 
länger dadurch genüge getan, dass die erforderlichen Angaben über ein 
anderes öffentlich geführtes Register wie z. B. das Handelsregister 
abrufbar sind. Bisher war eine Mitteilung gemäß Geldwäschegesetz nur 
dann notwendig, wenn die zu machenden Angaben zum wirtschaftlich 
Berechtigten nicht über andere öffentlich geführte Register wie z. B. 
über das Handelsregister elektronisch zugänglich waren (Meldefiktion). 

Mit Wirkung zum 1. August 2021 ist die Meldefiktion weggefallen und 
das Transparenzregister zum Vollregister erstarkt. Dies hat zur Folge, 
dass zuvor entbehrliche Mittelungen nun erforderlich werden. Als 
Erleichterung hat der Gesetzgeber für Vereinigungen, die bis zum 
31. Juli 2021 von einer Mitteilungspflicht befreit waren, Übergangsfristen 
normiert. 
Demnach müssen 

 Aktiengesellschaften, SE und Kommanditgesellschaften auf 
Aktien bis spätestens 31. März 2022, 

 Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaften, 
europäische Genossenschaften oder Partnerschaften bis spätes-
tens 30. Juli 2022 und 

 alle anderen Mitteilungspflichtigen bis spätestens 31. Dezem-
ber 2022 ihre Mitteilung vornehmen. 

Die nötigen Angaben müssen über das Portal www.transparenzregis-
ter.de an das Register gemacht werden. Bei Verstößen gegen die 
Meldepflicht drohen Sanktionen in Form von empfindlichen Bußgeldern. 

Entsorgung von steuerrelevanten Unterlagen: Aufbewahrungsfris-
ten beachten! 

Zum Jahreswechsel können oft alte Unterlagen entsorgt werden. Häufig 
gilt eine 10-jährige Aufbewahrungsfrist. Nach dem 31. Dezember 2021 

können daher Bücher, Inventare, Bilanzen, Rechnungen und Buchungs-
belege, die vor dem 1. Januar 2012 aufgestellt wurden, vernichtet 
werden, wenn die Steuerbescheide endgültig sind. Für Geschäftsbriefe 
und sonstige Unterlagen, wie z. B. Lohnunterlagen, gilt eine 6-jährige 
Aufbewahrungsfrist. Solche Unterlagen, die vor dem 1. Januar 2016 ent-
standen sind, können ebenfalls entsorgt werden, wenn die 
Steuerbescheide endgültig sind. 

 

Auch Vermieter können Homeoffice-Pauschale geltend machen 

Mit der Homeoffice-Pauschale können für maximal 120 Tage im Jahr 
pro Tag fünf Euro bei der Einkommensteuererklärung geltend gemacht 
werden - also höchstens 600 Euro. Das gilt nicht nur für Arbeitnehmer, 
sondern auch für Vermieter.  

Bedingung ist, dass an den angesetzten Tagen die betriebliche oder 
berufliche Tätigkeit ausschließlich in der häuslichen Wohnung ausgeübt 
und keine außerhalb gelegene Betätigungsstätte aufgesucht wird. Das 
betrifft beispielsweise einen Arbeitnehmer, der während der Woche im 
Büro seines Arbeitgebers arbeitet und sich am Samstag um die Haus-
verwaltung seiner Vermietungsobjekte kümmert. Für den Samstag 
könnte er dann die Homeoffice-Pauschale beanspruchen, wenn er keine 
anderen Wege wie zur Post oder zum Baumarkt für das Vermietungs-
objekt zurückgelegt hat. Der Ansatz der Homeoffice-Pauschale ist nicht 
auf Wochentage beschränkt und es ist auch nicht erforderlich, dass ein 
ganzer Tag gearbeitet wurde. 
Wenn der Arbeitnehmer die Hausverwaltung dagegen am Abend nach 
seiner Angestelltentätigkeit erledigt, kann er an dem Tag die Home-
office-Pauschale für die Vermietungstätigkeit nicht ansetzen. Wenn ein 
Vermieter z. B. als Rentner keiner weiteren Betätigung nachgeht, ist der 
Ansatz der Homeoffice-Pauschale für die Tage im häuslichen Büro mög-
lich. 
Die Regelung zur Homeoffice-Pauschale gilt nach aktuellem Stand nur 
noch für das Jahr 2021. Allerdings hat die neue Koalition angekündigt, 
eine Verlängerung für 2022 zu beschließen. 

Steuerfolgen bei der Beendigung eines Nießbrauchs an einem 
Grundstück 

Oft wird im Wege einer vorweggenommenen Erbfolge oder besser: des 
Vermögensübergangs auf die nachfolgende Generation ein Mietwohn-
gebäude auf Kinder übertragen mit der Zurückbehaltung der Erträge für 
die Eltern. Dies erfolgt zweckmäßigerweise durch die Bestellung eines 
Nießbrauchs für den bisherigen Eigentümer, ggfs. auch für den längst-
lebenden Elternteil. Im Schenkungszeitpunkt wird dann für Zwecke der 
Ermittlung der Schenkungsteuer ein gesonderter Grundstückswert fest-
gestellt und hiervon die Nießbrauchsbelastung mit ihrem kapitalisierten 
Wert abgezogen. 
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Der Jahreswert muss aus dem Durchschnitt der Erträge aus dem 
Grundstück (ohne AfA) ermittelt werden und ist dann mit dem 
Vervielfältiger entsprechend dem Lebensalter des/der Berechtigten 
(abzulesen aus der amtlichen Sterbetafel) zu kapitalisieren. Sind beide 
Elternteile berechtigt, richtet sich der Vervielfältiger nach dem 
Lebensalter des/der statistisch Längstlebenden. Beim Kapitalwert wird 
ein Zinssatz von 5,5 % berücksichtigt. Sind in dem Gebäude nur Wohn-
räume vermietet, ist sowohl vom Grundstückswert als auch vom 
Kapitalwert des Nießbrauchs ein Abschlag von 10 % vorzunehmen.  

Was geschieht nun beim Wegfall des Nießbrauchs im Todesfall des 
Erstversterbenden? Gar nichts, die Belastung geht auf den/die weitere/n 
Berechtigte/n über. Es kann allerdings dann zu einer Änderung des 
ursprünglichen kapitalisierten Nießbrauchswertes kommen, wenn die 
berechtigte Person relativ kurze Zeit nach der Nießbrauchsbestellung 
verstirbt. Der kurze Zeitraum beträgt 10 bis 1 Jahr, je nach dem Lebens-
alter des Berechtigten im Zeitpunkt der Nießbrauchsbestellung. Die 
ursprünglich festgesetzte Schenkungsteuer kann in diesen Fällen vom 
Finanzamt geändert werden, soweit noch keine Zahlungsverjährung 
eingetreten ist, d. h. 5 Jahre nach der erstmaligen Fälligkeit der Steuer. 
Eine für die Praxis sinnvolle Variante der Versorgung der übertragenden 
Eltern ergibt sich aus einem Urteil des Bundesfinanzhofs. Der Vater 
überträgt unter Zurückbehaltung des Nießbrauchs ein Mietwohngrund-
stück auf die Tochter. Nach seinem Tod soll die Mutter eine Rente aus 
den Grundstückserträgen erhalten. Bei der Festsetzung der Schenkung-
steuer wird nur der Nießbrauch abgezogen, nicht jedoch die Rente, weil 
deren Entstehen ungewiss ist. Sie hängt davon ab, ob die Ehefrau den 
Ehemann überlebt. Tritt dieser Fall ein, ist die Rente vom ursprünglichen 
Schenkungswert abzuziehen. Die Kapitalisierung muss dann vom Zeit-
punkt des Rentenbezugs nach dem Lebensalter der Ehefrau 
vorgenommen werden. Die Berichtigung erfolgt nur auf Antrag und ohne 
zeitliche Begrenzung wegen der Festsetzungsverjährung. 

Zum einheitlichen Vertragswerk im Grunderwerbsteuerrecht 

Der für ein einheitliches Vertragswerk im Sinne des GrESt-Rechts erfor-
derliche objektiv sachliche Zusammenhang zwischen dem Erwerb und 
der Bebauung eines Grundstücks wird u. a. indiziert, wenn der Veräu-
ßerer dem Erwerber vor Abschluss des Kaufvertrags über das 
Grundstück aufgrund einer in bautechnischer und finanzieller Hinsicht 
konkreten und bis (annähernd) zur Baureife gediehenen Vorplanung ein 
bestimmtes Gebäude auf dem konkreten Grundstück zu einem im 
Wesentlichen feststehenden Preis angeboten hatte und der Erwerber 
dieses Angebot später unverändert oder mit nur geringen Abweichun-
gen, die den Charakter der Baumaßnahmen nicht verändert haben, 
angenommen hat. So entschied das Niedersächsische Finanzgericht. 

Auf der Veräußererseite könnten mehrere Personen als Vertragspartner 
auftreten, sodass sich die Ansprüche des Erwerbers auf Übereignung 
des Grundstücks und auf Errichtung des Gebäudes zivilrechtlich gegen 
verschiedene Personen richten. Es genüge, wenn der Eigentümer das 
Grundstück dem Bauunternehmer, der die Bebauung angeboten habe, 
"an die Hand" gegeben habe. Maßgebend sei dabei der tatsächlich ver-
wirklichte Geschehensablauf.  

Ohne Bedeutung sei, ob der Erwerber tatsächlich und rechtlich in der 
Lage gewesen wäre, ein anderes Unternehmen mit der Bebauung zu 
beauftragen oder sich für eine andere, wesentlich vom Angebot des 
Grundstücksveräußerers abweichende Bebauung zu entscheiden, und 
ggf. auch entsprechende Angebote eingeholt habe. 

Grundsteuerreform 2022: Stichtag für den Stand der Angaben 
01.01.2022 

Zum 01.01.2025 wird auf Grund der Grundsteuerreform die neue 
Grundsteuer in Kraft treten. Die Einheitswerte werden als bisherige 
Berechnungsgrundlage der Grundsteuer ihre Gültigkeit verlieren. An 
deren Stelle tritt dann in den Bundesländern, die keine abweichenden 
Regelungen getroffen haben, der Grundsteuerwert. 

Hinweis: Der Gesetzgeber hat ein sog. Bundesmodell erlassen, nach 
dem der Wert des Grundstücks maßgeblich ist. Dieser Vorgabe haben 
sich aber nur die Länder Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein und Thüringen angeschlossen.  

Die übrigen Bundesländer haben eigene abweichende Gesetze erlas-
sen. So zählt ab 2025 in Bayern für die Berechnung nur die Fläche des 
Grundstücks und der Gebäude, nicht mehr die Lage. Der Wert des 
Grundstücks und der Immobilien darauf spielt keine Rolle. 

Die Finanzverwaltung wird in diesem Jahr eine Vielzahl neuer Daten ab-
fragen, die von Grundstückseigentümern vorzulegen sind. Stichtag für 
die Grundstückseigentümer für den Stand der Angaben ist der 
01.01.2022. Zu diesem Stichtag müssen Grundstückseigentümer 
jedoch zunächst nichts unternehmen. Sie werden Ende März 2022 mit 
öffentlicher Bekanntmachung weiter informiert.  
Die Grundstückseigentümer haben sich damit zu beschäftigen, welche 
Grundstücksart vorliegt, wie groß die Grundstücksfläche ist, wie sich der 
zutreffende Bodenrichtwert bemisst, wie viel Wohnfläche vorliegt, um 
welches Baujahr es sich handelt und wie sich die Miteigentumsanteile 
der Eigentumswohnung(en) in entsprechenden Wohnobjekten bemes-
sen. Teilweise sind die geforderten Angaben nicht so einfach zu 
ermitteln. Erschwerend kommt hinzu, dass die Finanzverwaltung aktuell 
davon ausgeht, dass die Daten bis zum 31.10.2022 in Erklärungsform 
(sog. Feststellungserklärung) beim Finanzamt einzugehen haben. 
Die Vorgabe der Finanzverwaltung im Zuge der durchzuführenden 
Grundsteuerreform 2022 bedeutet, dass in den kommenden Monaten 
rund 36 Millionen Immobilien, darunter 24 Millionen Wohnimmobilien, 
neu bewertet werden müssen. Bemerkenswert bei der Zeitvorgabe ist 
der Umstand, dass die Einreichung der Erklärung - elektronisch (Elster-
Portal) -, erst ab dem 01.07.2022 möglich sein soll, dafür jedoch aktuell 
noch keine Erklärungsvordrucke existieren. 

 

Wir wünschen Ihnen alles Gute, mit den besten Grüßen 

 

J. Hollstein R. Haever F. Güntzler J.-K. Vietor 

T. Kumpe M. Engel L. Becker J. Förster 
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